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Diese Woche ist es soweit – die ORF-Pu-
blikumsratswahl startet. Vom 26. Jänner bis
zum 1. Februar 2010 sind alle gebührenzah-
lenden Österreicherinnen und Österreicher
eingeladen, bei der Wahl zu einem der wich-
tigsten Entscheidungsgremien des ORF mit-
zustimmen. Die SPÖ tritt mit einem sechs-
köpfigen Spitzenteam an, das die Interessen
der Zuseherinnen und Zuseher kompetent
vertreten wird. Unser dieswöchiges „SPÖ Ak-
tuell“ steht daher ganz im Zeichen der ORF-
Publikumsratswahl: Wir stellen unsere Kandi-
datinnen und Kandidaten vor und liefern
Hintergründe und Wissenswertes rund um
diese wichtige Wahl. SPÖ-Klubobmann und
Mediensprecher Josef Cap rundet mit seinem
Kommentar unser dieswöchiges Schwer-
punktthema ab. 

Mehr Transparenz und Fairness sowie eine
klare Absage an das ÖVP-Transferkonto – das
waren die Kernaussagen bei der großen par-
lamentarischen Enquete zur Verteilungsge-
rechtigkeit. Worum es geht, hat Sozialmini-
ster Rudolf Hundstorfer klar formuliert: „We-
niger Belastung produktiver Arbeit, mehr Be-
lastung unproduktiver Kapitaleinkünfte“.
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D ie bedarfsorientierte Mindest sicherung wird
nun definitiv mit 1. September dieses Jahres

eingeführt und schafft ein bundesweit einheitli-
ches Mindestniveau zur Armutsbekämpfung. 

Darauf verständigten sich die Sozial referenten
der Bundesländer nun mit Sozialminister Rudolf
Hundstorfer. „Die Bezieherinnen und Bezieher der
bedarfsorientierten Mindestsicherung werden
künftig stärker in Arbeitsmarkt-Maßnahmen einge-
bunden, damit sie möglichst schnell den Sprung zu-
rück in die Arbeitswelt schaffen“, erklärt Hunds-
torfer. Für Sozialhilfebezieher gelten mit Einführung
der Mindestsicherung die gleichen strengen Krite-
rien wie für Bezieher des Arbeitslosengeldes und
der Notstandshilfe.

T H E M E N  D E R  W O C H E

Doppelter Erfolg für Österreich: Michael
Haneke und Christoph Waltz sind die
strahlenden Golden Globe-Gewinner.
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Zwei Golden Globes 
für Österreich

Gleich zwei heimische Künstler bekamen
vor kurzem den renommierten Golden Glo-
be-Award: Regisseur Michael Haneke für
seinen Film „Das weiße Band“ und Schau-
spieler Christoph Waltz in der Kategorie be-
ste Nebenrolle. Bundeskanzler Werner Fay-
mann betonte, dass diese „Würdigung
zweier außerordentlicher Leistungen vielen
Kulturschaffenden aus Österreich Ansporn
und Motivation sein wird.“ Kulturministerin
Claudia Schmied sprach von einem „gro-
ßen Triumph“ und SPÖ-Kultursprecherin
Sonja Ablinger freute sich über einen „dop-
pelten Sieg für Österreich“.

Zitat der Woche

„Während Arbeitnehmer bereits
durch einen Nacktscanner lau-
fen, werden Millionäre und die
obersten Einkommen an diesen
Untersuchungen vorbeigelotst.“ 

SPÖ-Finanzsprecher Jan Krainer zur
Verteilungsgerechtigkeits-Debatte
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Ein modernes Europa unter 
spanischem EU-Vorsitz 

Spanien hat seit Jahresbeginn den EU-
Ratsvorsitz inne und hat sich dabei viel vor-
genommen – zum Beispiel die Modernisie-
rung der Europäischen Union. Im Zentrum
steht auch eine nachhaltige Sozialpolitik,
sie ist für den Vizepräsidenten der S&D-
Fraktion im Europäischen Parlament Han-
nes Swoboda „für eine Modernisierung der
europäischen Wirtschaft unumgänglich”.
Und auch der Kampf gegen Gewalt an
Frauen steht auf der Agenda. „Es ist höch-
ste Zeit, hier europaweit vorzugehen”,
unterstreicht die SPÖ-EU-Abgeordnete Ka-
rin Kadenbach den fortschrittlichen Ansatz
Spaniens.

Konjunkturmaßnahmen 
zeigen Wirkung

Die Konjunkturmaßnahmen der Regie-
rung zeigen Wirkung: Österreich liegt
nicht nur bei der Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit europaweit im Spitzenfeld,
auch das Budgetdefizit ist deutlich ge-
ringer als erwartet. Mit 3,5 Prozent
unterschreitet es die EU-Schätzung von
4,2 Prozent deutlich.

◆

◆

Meinungsforum:

Sorgt die Banken-Solidarab-
gabe für mehr Verteilungsge-
rechtigkeit?

Die Banken haben massiv von den
staatlichen Auffangnetzen profitiert –
und sie sollen jetzt auch einen Bei-
trag zur Krisenfinanzierung leisten.
Rund 500 Millionen Euro könnte die
von Bundeskanzler Werner Faymann
geforderte Bankenabgabe jährlich
bringen – ein wichtiger Beitrag zur
Verteilungsgerechtigkeit. 
Diskutieren Sie unter mitre-
den.spoe.at mit, ob eine Banken-
Solidarabgabe eine treffsichere 
Maßnahme für mehr Verteilungs -
gerechtigkeit ist.

Der sozialistische
Ministerpräsident
José Luis 
Rodriguez 
Zapatero steht für
die kommenden
sechs Monate an
der Spitze der EU.
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Mindestsicherung: Start
am 1. September 2010 fix

Sozialminister Rudolf Hunds -
torfer: „Insgesamt 270.000 
Menschen in Österreich 
profitieren von der bedarfs -
orientierten Mindestsicherung.“
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S T A N D P U N K T

D as ist, mehr noch als ein Hohn, ein-
fach moralisch verwerflich und
schlicht unverschämt. Vor einem

Jahr urgierten die Banken mehrere Milliar-
den Euro zur Sicherstellung ihres Weiterbe-
stehens, nachdem sie in die Krise gekom-
men sind. Der Staat ist eingesprungen – es
blieb ihm auch im Interesse des Wirt-
schaftsstandorts und der österreichischen
Sparer, die um ihre Einlagen zitterten, nichts
anderes übrig. Mittlerweile ist wieder von po-
sitiven Bilanzen und Bonuszahlungen für
Bankmanager zu lesen.
Gleichzeitig muss der Staat die Schulden, die
er im Zuge der Krisenbekämpfung gemacht
hat, abbauen.
Es wäre nicht nur eine Frage der Fairness
sondern auch eine der moralischen Ver-
pflichtung, dass die Banken ihren Beitrag
dazu leisten. 
Jetzt hat Bundeskanzler Werner Faymann
den Vorschlag einer Solidaritätsabgabe für
Banken gemacht. Dabei sollen Banken le-
diglich 0,07 Prozent von ihrer Bilanzsumme
(zzgl. anderer Faktoren, wie z.B. deren 
Risikogewichtung) als solidarische Abgabe
leisten. Mindestens eine halbe Milliarde
Euro könnte die Maßnahme bringen. 
0,07 Prozent !!! – das ist weder unverschämt
noch übertrieben – es ist gerecht! Die Re-
aktion der Banken? Sie drohen. Nämlich mit
zwei Dingen: Zum ersten die für sie entste-
henden Kosten an ihre Kunden weiter zu ge-
ben – aber das ist nach Kartellrecht uner-
laubte Preisabsprache. Und zweitens drohen
sie auszuwandern.
Für wie klein halten die Banken Österreich
und die Österreicher – wir wollen 0,07 Pro-
zent, als Beitrag dafür, dass wir Steuerzahler
die Banken aus der Krise geholt haben – wie
abgehoben muss man sein, um zu glauben,
dem Land drohen zu können? Und viel mehr
noch: wie unmoralisch und unverschämt?
Ein Staat ist nicht erpressbar, wenn er zu-
sammenhält – umso verwunderlicher ist es,
dass die ÖVP gleich im vorauseilenden Ge-

horsam vor den Banken in die Knie geht und
stattdessen lieber eine Scheinmaßnahme –
wie das Transferkonto – diskutiert.
Ist das Leistungsgerechtigkeit? Wie fühlt
sich eine Verkäuferin, wenn sie hört, dass
beim Hypo-Deal jemand kolportierte
150.000 Euro steuerfrei für zwei Unterschrif-
ten bekam – ein Betrag, für den sie 10 Jah-
re arbeiten müsste und für den man bis zu
40 Prozent Steuern und Ab gaben zahlt. Wie
fühlt sich jemand, dessen Kurzarbeit bald
ausläuft. Und gleichzeitig drohen Banken
wegen 0,07 Prozent Solidarbeitrag nach Bra-
tislava auszuwandern. 

Wir brauchen eine neue Moral! 

So wie die Verkäuferin, der Lehrer, der Poli-
tiker, der Unternehmer, muss auch eine Bank
eine gesellschaftliche Verantwortung haben.
Der Gedanke „alles geht“, man darf nur kein

Gewissen haben – hat zu dieser Krise ge-
führt. Er ist definitiv nicht geeignet uns wie-
der da raus zu holen.
Alle sollen gerecht verteilt ihren Beitrag zu
gesellschaftlichem Wohlstand und dem So-
zialstaat leisten und sich nicht aus der Ver-
antwortung stehlen.
Die SPÖ steht daher für eine Entlastung
produktiver Arbeit und eine Belastung un-
produktiver Einkünfte. Dies erreichen wir
durch die Finanztransaktionssteuer, die Ab-
schaffung der Spekulationsfrist und durch
eine Begrenzung der steuerlichen Absetz-
barkeit von Managergehältern als Be-
triebsausgaben.
Leistungskürzungen im Sozialstaat betreffen
in erster Linie jene, die bereits jetzt schon für
die Krise zahlen, obwohl sie sie nicht verur-
sacht haben. Daher hat es nicht nur eine
symbolische Bedeutung, wenn die SPÖ ein
Drei-Punkte-Programm für die Banken for-
dert. Es sollen auch jene die Krisenlasten tra-
gen, die zuerst durch den Steuerzahler ge-
rettet worden sind.
Die Banken-Solidarabgabe brächte Öster-
reich rund 500 Millionen Euro jährlich für das
Budget. Auch eine bessere Bankenregulie-
rung durch Nationalbank und Finanzmarkt-
aufsicht führen zu einem Mehr an Vertei-
lungsgerechtigkeit. Als dritter Punkt sollen
Boni-Regelungen für jene Banken strenger
kontrolliert werden, die bereits Staatshilfe
empfangen haben.
Das sind Forderungen, die fair sind, die wirt-
schaftlich vertretbar sind, die aber eine
Grundvoraussetzung zu ihrer Erfüllung brau-
chen: Eine neue Moral jener, die uns in die-
se Krise geführt haben. Die Banken – aber
auch die ÖVP – sind aufgerufen zu offenba-
ren, ob sie mit dem Begriff der „moralischen
Integrität“ etwas anfangen können.

„Bratislava ist nur 60 Kilometer von Wien entfernt“, hört man aus Finanzkreisen, wenn
es um den Vorschlag von Bundeskanzler Werner Faymann nach einer Solidarabga-
be für Banken geht.

Wir brauchen eine neue Moral!

Von Laura Rudas

◆
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„Die Banken-Solidarabgabe brächte
Österreich rund 500 Millionen 
Euro jährlich für das Budget.“

Die Banken – aber auch die ÖVP – sind
aufgerufen zu offenbaren, ob sie mit dem
Begriff der „moralischen Integrität“ etwas

anfangen können.
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D ie Wahl zum ORF-Publikumsrat
gibt allen Zuseherinnen und Zu-
sehern sowie Zuhörerinnen und

Zuhörern die Möglichkeit, ihren ORF aktiv
mitzugestalten“, macht SPÖ-Bundesge-
schäftsführer Günther Kräuter auf die
Wichtigkeit der Wahl aufmerksam. Es geht
um die Interessen der Konsumenten des
größten österreichischen Medienunter-
nehmens. Der Publikumsrat ist eines der
wichtigsten Entscheidungsgremien des
ORF. Er setzt sich aus 35 Mitgliedern zu-
sammen, von denen sechs von den Rund-
funkteilnehmern direkt gewählt werden.
Drei dieser sechs direkt gewählten Publi-
kumsräte werden auch in den Stiftungsrat
entsandt. 

Die SPÖ unterstützt Marika Lichter, Co-
rina Korner, Beppo Mauhart, Siegfried Me-
ryn, Peter Pacult und Daniela Zimmer, die
direkt die Wünsche und Interessen der
ORF-Kunden vertreten sollen und sich für
deren Interessen kompetent und glaub-
würdig einsetzen werden. 

Beppo Mauhart: 
Programmschwerpunkte für die
Generation 50-plus

Im Bereich „Ältere Menschen“ tritt Beppo
Mauhart, ehemaliger Vorstand der
Austria Tabak und legendärer Präsi-
dent des Österreichischen Fußball-
bundes, an. „Der ORF als zum Teil
gebühren finanzierter Sender ist be-
sonders in der Pflicht, seinen öffent-
lich-rechtlichen Informations- und
Bildungsauftrag zu erfüllen“, so Mau-
hart, der seine konkreten Arbeits-
schwerpunkte für den ORF skizziert:

�Mehr Programmschwerpunkte
für die 50-plus-Generation

�Nachrichten, Informations- und
Servicesendungen, die ausrei-
chend informieren und aufklären

�Mehr Informationen zu Präven-
tion und Gesundheit

� Weiterentwicklung der EU-Bericht -
erstattung

� TW1 als neuer Informations- und 
Kultursender

� Pressestunde für Seniorenvertreter
� Ausbau der Barrierefreiheit
� Aufwertung des ORF-Publikumsrats

Vom 26. Jänner bis 1. Februar 2010 findet die Wahl zum Publikumsrat des ORF statt.
Alle gebührenzahlenden Österreicherinnen und Österreicher können mitstimmen.

Mehr Österreich – mehr ORF

◆
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Beppo Mauhart präsentierte gemeinsam mit dem PVÖ
seine künftigen Arbeitsschwerpunkte.

„Ich setze mich für spezielle 
ORF-Programmschwerpunkte zu 
Themen ein, die meine Generation
interessieren. Wir brauchen einen 
eigenständigen, kreativen, informati-
ven, verständlichen, gesunden, 
spannenden und unterhaltsamen
Österreichischen Rundfunk.“

Beppo Mauhart

I N F O

Wie können 
Sie wählen?

Wahlberechtigt sind alle als Gebühren-
zahler erfassten Rundfunkteilnehmer. Die
Stimme wird mit Hilfe eines Faxformulars
abgegeben. 

Auf diesem Stimmzettel gibt es sechs Fel-
der für die verschiedenen Bereiche, in die
die Wahlcodes eingetragen werden. Eben-
so gültig ist das Ersatzwahlformular von
Seite 6, in dem bereits die Wahlcodes der
SPÖ-Kandidatinnen und Kandidaten ein-
gedruckt sind. 

Einzutragen ist noch die 10-stellige Teil-
nehmernummer. Die Nummer findet man
auf dem Kontoauszug (bei Bankeinzug der
GIS-Gebühr), dem Zahlschein für die GIS-
Gebühr, dem Bescheid der Gebührenbe-
freiung oder man kann sie bei der Servi-
ce-Hotline 0800 212 012 erfragen. 

Um zu wählen, muss das ausgefüllte Wahl-
formular an die Gratis-Faxnummer 0800
208 108 gefaxt werden.

Sechs Mitglieder des Publikumsrats werden direkt von den 
Rundfunkteilnehmern gewählt. 
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Mehr Präsenz 
für heimische Künstler

Marika Lichter, geboren 1949 in Wien, be-
kannt als Musical-Darstellerin in vielfälti-
gen Rollen auf Bühnen im In- und Ausland.
Vielen ist sie auch durch ihren Sieg bei
„Dancing Stars“ 2005 ein Begriff, wo sie
zum Publikumsliebling avancierte. Lichter
betreibt eine Agentur für Künstler und Ver-
anstaltungen und steht seit 20 Jahren für
die Organisation und Betreuung der Bene-
fizgala „Wider die Gewalt.“ Lichter will sich
für mehr Präsenz für heimische Autoren
und Komponisten einsetzen.

Marika Lichter, Corina Korner, Siegfried Meryn, Beppo Mauhart, Peter Pacult und
Daniela Zimmer sollen die Wünsche und Anliegen der ORF-Kundinnen und ORF-Kun-
den vertreten.

Ein starkes Kandidaten-Team

Wahlcode B 0402

Programmpaket für 
reife Hörer und Seher

Mit den Austria-Tabak-Werken schrieb
der 1933 im oberösterreichischen Enns
geborene Beppo Mauhart heimische
Wirtschaftsgeschichte. Für den öster -
reichischen Fußball verkörperte Mauhart
von 1984 bis  2002 den legendären 
Präsidenten. Mauhart will ein Schwer-
punktpaket für die älteren ORF-Zuseher
und -Zuhörer umgesetzt wissen und hat
sich bereits erfolgreich für den Ausbau
der Barrierefreiheit des ORF stark ge-
macht.

„Jugend ernst 
nehmen“

Die 23jährige Mag.a Corina Korner
studierte Kommunikationswissenschaf-
ten und leitet beim ASKÖ das Jugend -
referat. Korner hilft bei der Organisation
der Judo-EM 2010 in Wien mit und ist 
für die Nachwuchsarbeit im Judoclub
Vienna Samurai verantwortlich. Klar, dass
ihr die jungen ORF-Kunden und der Sport
ganz besonders am Herzen liegen: 
„Kinder und Jugendliche müssen als 
Zielgruppe des ORF eine besondere 
Rolle spielen!“ 

Voller Einsatz 
für den Sport

Die Fußballlegende Peter Pacult, Jahr-
gang 1959, wurde zweimal österreichischer
Fußballmeister und zweimal Cupsieger.
1985 erreichte er mit Rapid Wien das Fina-
le des Europacups der Pokalsieger. Derzeit
ist er erfolgreicher Trainer des grün-weißen
Wiener Traditionsvereins. Auf die Idee, sich
im ORF-Publikumsrat für den Sport stark-
zumachen, brachte ihn Sportminister Nor-
bert Darabos. „Wenn ich gewählt werde,
bin ich mit vollem Einsatz dabei, auch für
den Breitensport!“, verspricht Pacult. 

TV-Doktor 
mit Mission

Univ. Prof. Dr. Siegfried Meryn (55) ist
Internist und stellt sein Wissen seit mehr
als 15 Jahren in der ORF-Sendung „Will-
kommen Österreich“ einem Millionen -
publikum zur Verfügung. Die von ihm 
gegründete Initiative „Nein zu arm und
krank“ engagiert sich für arme und 
kranke Menschen, damit sie die best-
mögliche medizinische Versorgung erhal-
ten. Siegfried Meryn vertritt bereits seit
2006 kompetent und erfolgreich die Inter-
essen der ORF-Kunden.

Konsumentenschutz
groß geschrieben

Mag.a Daniela Zimmer, Jahrgang 1966,
Juristin und gefragte Arbeiterkammer-
Expertin für Konsumentenschutz und mo-
derne Medien, ist derzeit schon Mitglied im
ORF-Publikumsrat. Ihre Schwerpunkte sind
Telekommunikation, Internet, Medien, Da-
tenschutz und die Liberalisierung öffent-
licher Dienste. Zimmer setzt sich für kriti-
sche, objektive Informations- und Ratge-
bersendungen ein. Sie will auch darauf
achten, dass Werbung und Information
sauber getrennt werden. 

Wahlcode J 0220 Wahlcode E 0032

Wahlcode A 0274 Wahlcode S 0377 Wahlcode K 0544

◆ ◆ ◆

◆ ◆ ◆

O R F - P U B L I K U M S R A T S W A H L  2 0 1 0
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INTEGRATION

N ach achtmonatigen Verhandlun-
gen hat der Ministerrat den 
„Nationalen Aktionsplan für Inte-

gration“ (NAP) beschlossen. „Er trägt nun

die gemeinsame Hand-
schrift der Regierung“,
sagt  Bundeskanzler
Werner Faymann. Ein
wichtiger Punkt der Ver-
handlungen war für die
Sozialdemokratie, dass
der neue Integrations-
plan Lohn- und Sozial-
dumping verhindert und
die  In teressen des
Arbeits marktes berück -
sichtigt. „Schwarzarbeit
hemmt die Integration
von Zuwanderern – sie
muss auch aus diesem
Grund wirkungsvol l
bekämpft werden“, er -
läutert Sozialminister
Rudolf Hundstor fer.
Hintergrund: Migranten

werden tendenziell öfter für Tätigkeiten
gesucht, die im Bereich der Schwarzarbeit
liegen oder in denen schlechte Lohn-
und Arbeitsbedingungen herschen. Dies

wirkt nicht nur integrationshemmend,
sondern schädigt auch die Wirtschaft.
Generell betont Hundstorfer, dass sich
die Zuwanderung an den Interessen
Österreichs und damit an der Aufnahme-
fähigkeit des Arbeitsmarktes zu orientie-
ren habe.

Deutschlernen 
wird Pflicht

Weiters im NAP festgelegt ist, dass
Grundkenntnisse der deutschen Sprache
stärker in den Mittelpunkt gerückt werden.
Zuwanderer müssen Basis-Deutschkennt-
nisse vorweisen. Zielgruppe sind nach-
zugsberechtigte Familienangehörige aus
Drittstaaten, nicht aber höher Qualifizier-
te, Asylwerber oder Saisonniers. Im
Gegenzug soll Familienangehörigen der
Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtert wer-
den. Auch ausländische Studierende 
sollen nach einem positiven Abschluss 
in Österreich, unter bestimmten Bedin-
gungen, arbeiten dürfen.

Die Regierung hat den „Nationalen Aktionsplan für Integration“ beschlossen. Die
SPÖ konnte sich hier bei Festlegungen gegen Sozial- und Lohndumping durchset-
zen. Weitere Neuerung: Auf Deutschkenntnisse wird mehr Wert gelegt.

Stoppschild gegen Lohndumping 

I m Hinblick auf eine gerechte Lasten-
verteilung der Krisenbekämpfung
wäre eine Solidarabgabe für Banken

sinnvoll. Das von Bundeskanzler Werner
Faymann geforderte Modell würde minde-
stens 500 Millionen Euro Mehreinnahmen
jährlich bringen. Bei der Budgetkonsolidie-
rung wird sich der Fokus zwar auf Einspa-
rungen, Optimierungen und Effizienzstei-
gerungen im Verwaltungsbereich richten,
doch auch der Bankensektor soll seinen
Beitrag leisten, denn dieser hat mehrmals
vom staatlichen Auffangnetz profitiert. 

Die Befürchtung, dass sich die für die
Banken entstehenden Kosten, negativ auf
die Konsumenten auswirken, teilt Faymann

nicht: „Bei den großen Gewinnern und ho-
hen Managergehältern galt diese Logik
nicht. Für Kunden wurde es nicht billiger.“
Auch SPÖ-Finanzsprecher Jan Krainer be-
fürwortet die Solidarabgabe: „Die Banken
müssen einen Beitrag zur Krisenfinanzie-
rung leisten – es kann nicht sein, dass der
Staat in Zeiten der Krise mit Steuergeldern
einschreitet, aber in Zeiten des Profits nicht
am Gewinn beteiligt ist.“

Seinen Vorschlag sieht der Bundeskanz-
ler als Diskussionsgrundlage. Technische
Details seien erst nach einer prinzipiellen
Einigung auf das Modell festzulegen. Posi-
tiv zu bewerten ist jedoch, dass die ÖVP den
Vorschlag des Kanzlers prüfen will. 

Ähnlich einem Vorschlag von US-Präsident Barack Obama soll auch in Österreich
der Bankensektor seinen Beitrag zur Budgetkonsolidierung leisten. 

Bundeskanzler fordert Banken-Solidarabgabe
BUDGET

◆

◆

Der NAP soll Integration fördern – ohne Lohn- 
und Sozialdumping.
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Bundeskanzler Werner Faymann will eine
gerechte Lastenverteilung.
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BANKEN-SKANDAL

D er Hypo-Sumpf ist tief, der 
Aufklärungsbedarf groß – Ju-
stiz, Medien und Politik wird der 

Skandal wohl noch weitere zwei bis 
drei Jahre intensiv beschäftigen. Geld -
wäsche, Parteien finanzierung, Korrup-
tion, Insiderhandel und andere schwer-
wiegende Vorwürfe stehen im Raum.
„Buwog und Hypo sind bezeichnende
Affären für ein System der Günstlings-
und Freunderlwirtschaft der Jahre 2000
bis 2006. Der Dunstkreis von politischem
Machtmissbrauch, Geschäftemacherei
und Versorgung von Günstlingen mit Hil-
fe willfähriger Banken sowie damit ver-
bundener Absicherung politischer
Macht muss als katastrophale gesell-
schaftspolitische Missbildung der Jahre
2000 bis 2006 restlos aufgedeckt wer-
den. Danach werden die richtigen
Schlüsse im Kontroll- und Transparenz-

bereich zu ziehen sein“, stellt SPÖ-
Bundesgeschäftsführer Günther Kräuter
dazu fest. Zur Wahl des unter Korrup-
tionsverdacht stehenden FPK-Chefs Uwe
Scheuch hält SPÖ-Bundesgeschäftsfüh-
rerin Laura Rudas fest. „Damit hat Stra-
che auch den Hypo-Krimi und den Kor-
ruptionsverdacht rund um Scheuch ins
blaue Boot zurück geholt.“

Aufstockung 
der Staatsanwaltschaft

Endlich erfüllt wurde eine Forderung der
SPÖ, allen voran Beamtenministerin 
Gabriele Heinisch-Hosek und SPÖ-
Justizsprecher Hannes Jarolim: Bei der
Staatsanwaltschaft Klagenfurt werden
nun zwei zusätzliche Staatsanwälte und
eine Bank-Expertin Licht ins Dunkel der
Hypo-Causa bringen.

Trotz schwerster Korruptionsvorwürfe wurde Uwe Scheuch zum neuen FPK-Chef ge-
wählt. Indes weitet sich der Hypo-Skandal weiter aus – ein Ende ist noch gar nicht
absehbar.

Strache holt Hypo-Krimi ins blaue Boot

D ie von den Sozialversiche-
rungsträgern vorgelegten Fi-
nanzziele zur Sanierung der

Kassen entsprechen den Vorgaben der
Regierung: Die Träger verpflichten sich,
im Jahr 2010 Kostendämpfungen von
197 Millionen Euro zu erreichen, im
Gegenzug erhalten sie die von der Re-
gierung in Aussicht gestellten 100
Millionen Euro aus dem neu geschaf-
fenen Kassenstrukturfonds. Gesund-
heitsminister Stöger betont: „Kosten-
dämpfung bedeutet, dass die Kassen
besonders verantwortungsbewusst
mit den Versichertengeldern umgehen
müssen. Unser gemeinsames Ziel
muss es sein, die Leistungen aus der Kran-
kenversicherung in vollem Umfang zu er-
halten und sukzessive auszubauen.“ Die
Mittel aus dem Kassenstrukturfonds erge-
ben zusammen mit den 150 Millionen Euro

reiner Entschuldung im Jahr 2010 einen
wichtigen Schritt zur nachhaltigen Absi-
cherung der Gesundheitsversorgung. Jeder
Krankenversicherungsträger muss ein aus
verschiedenen Teilzielen bestehendes Ge-

samtziel erreichen – werden diese er-
reicht, so fließen auch die Gelder aus
dem Kassenstrukturfonds. Aufgeteilt
werden sie nach dem Versicherten -
anteil. 

Angemessener Beitrag 
der Kassen

„Mit der Absegnung der Finanzziele
für die Kassensanierung sind die
Krankenkassen nun verpflichtet, ei-
nen angemessenen Beitrag zum 
Gesundheitssystem in Österreich zu
leisten“, begrüßt SPÖ-Gesundheits -
sprecherin Sabine Oberhauser die Ei-

nigung als „ersten wichtigen Schritt für die
Sanierung der Kassen“. Positiv zu bewer-
ten sei die gute Nachvollziehbarkeit der
Ziele sowie die regelmäßige Evaluierung
der Maßnahmen. 

Gesundheitsminister Alois Stöger hat grünes Licht für einen ambitionierten Konsolidie-
rungskurs der Krankenkassen gegeben. Leistungskürzungen stehen nicht zur Debatte. 

Grünes Licht für die Sanierungsziele 2010
KRANKENKASSEN

◆

◆

SPÖ-Bundesgeschäftsführer 
Günther Kräuter kritisiert das System der
„Günstlingswirtschaft“.

Als „wichtigen Schritt zur nachhaltigen 
Absicherung der Gesundheitsversorgung“ 

bezeichnet Gesundheitsminister Alois Stöger die
Maßnahmen zur Kassensanierung. 
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VERTEILUNGSGERECHTIGKEIT

N ationalratspräsidentin Barbara
Prammer bezeichnete die parla-
mentarische Enquete in ihrem Er-

öffnungsstatement „als echte Chance, die
Basis für mehr Gerechtigkeit zu legen“ und
verwies darauf, dass es in der Verteilungs-
debatte primär darum gehen muss, mehr
Fairness zu schaffen. „94 Prozent der 
Sozialleistungen werden vom Bund zur 
Verfügung gestellt und hier ist volle Trans-
parenz gegeben. Sagen wir den Menschen
doch die Wahrheit. Geht es beim Transfer-
konto nicht in Wirklichkeit um Kürzungen
bei den Sozialleistungen?“, so Sozialmini-
ster Rudolf Hundstorfer, der der ÖVP-For-
derung nach einem Transferkonto für
Sozial leistungen erneut eine klare Absage
er teilte. Hundstorfer kritisierte die Tatsache,
dass die Umverteilung in Österreich rein
über Sozialtransfers und nicht über das
Steuersystem erfolge. „Weniger Belastung
produktiver Arbeit, mehr Belastung unpro-
duktiver Kapitaleinkünfte. Das stelle ich mir

unter Verteilungsgerechtigkeit
vor“, stellte der Sozialminister klar.

Jetzt müssen die Banken
ihren Beitrag leisten

Für die Sozialdemokratie steht
fest, dass nicht jene nochmals
für die Krise bezahlen dürfen,
die sie nicht verschuldet haben.
„Im Sinne der Gerechtigkeit
gegenüber den österreichischen
Steuerzahlern sind die Banken
nun gefordert, auch einen Bei-
trag zur Krisenfinanzierung zu

leisten – und zwar ohne Kosten auf Bank-
kunden abzuwälzen oder den Standort zu
wechseln“, so SPÖ-Klubobmann Josef
Cap, der sich der Forderung von Bundes-
kanzler Werner Faymann nach einer 
Banken-Solidarabgabe, strengeren Be-
stimmungen für Stiftungen, der Einfüh-
rung einer Finanztransaktionssteuer und
der Forderung nach einer Aufhebung der
Spekulationsfrist anschloss.

Der Sozialstaat nützt allen

Es gilt, den österreichischen Sozialstaat
abzusichern und soziale Dienstleistungen
weiter auszubauen. Der Sozialstaat sichert
nicht nur jeden einzelnen vor Risiken wie
Krankheit und Arbeitslosigkeit ab, er ist
auch ein positiver Standortfaktor und för-
dert Wohlstand und Produktivität. Josef
Cap: „Es geht um die Zukunft Österreichs:
Gerechtigkeit ist ein produktiver Faktor,
der dazu beiträgt, das zarte Pflänzchen

Wirtschaftswachstum nicht gleich wieder
abzuwürgen.“ Für die SPÖ steht fest: 
Verteilungsgerechtigkeit darf nicht nur
ausgabenseitig gesehen werden und 
der Sparstift darf nicht bei den sozial
Schwächsten angesetzt werden. Das Kon-
zept der Sozialdemokratie lautet daher:
Budgetkonsolidierung über Bankenabga-
be, eine intelligente Verwaltungsreform
und Beschäftigung. „Denn jeder Arbeits-
platz bedeutet weniger Sozialausgaben
und mehr Einnahmen“, betonte Sozialmi-
nister Hundstorfer. 

Sozialstaat ist Motor für wirt-
schaftliche Entwicklung

SPÖ-Finanzsprecher Jan Krainer unter-
strich, dass der Sozialstaat „kein Hemm-
schuh, sondern ein Motor“ für die wirt-
schaftliche Entwicklung und Beschäftigung
ist und hob die Wichtigkeit eines Sozial-
staates hervor, der sich an die aktuellen Be-
dingungen anpasst. In seiner abschließen-
den Bilanz über die Enquete betonte Krai-
ner, dass alle Beiträge sämtlicher Fraktio-
nen gezeigt hätten, „wie unumstritten und
unverzichtbar der österreichische Sozial-
staat ist“.

In einer parlamentarischen Enquete zur Verteilungsgerechtigkeit stellte die SPÖ neu-
erlich klar: Es wird zu keiner Kürzung von Sozialleistungen kommen. Nun ist es an
der Zeit, dass die Banken ihren Beitrag zur Krisenfinanzierung leisten.

„Es geht um die Zukunft 
Österreichs“

◆

„Ein geordneter, ein funktionierender
und ein als gerecht empfundener 
Sozialstaat ist das Fundament für 
die Sicherheit und Stabilität eines 
Landes. Dafür steht die SPÖ.“

Sozialminister Rudolf Hundstorfer
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SPÖ-Finanzsprecher Jan Krainer fordert 
einen „Nacktscanner für Millionäre“.

Unter dem Titel „Verteilungs- und Leistungsgerechtigkeit in Österreich: Transparenz und Fairness“ diskutierten Politiker aller Fraktionen und
namhafte Expertinnen und Experten bei der parlamentarischen Enquete über die Zukunft des österreichischen Sozialstaats. 
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DATENSCHUTZ

V or kurzem endete die Begutach-
tungsfrist für den von Infrastruk-
turministerin Doris Bures vorge-

legten Entwurf für eine Novelle des Tele-
kommunikationsgesetzes zur Umsetzung

der EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeiche-
rung. „Wir begrüßen den Vorschlag einer
Mindestumsetzung der Richtlinie zur 
Vorratsdatenspeicherung“, so Johann
Maier, Vorsitzender des Österreichischen 
Datenschutzrates und SPÖ-Konsumen-
tenschutzsprecher. Bures ist klar gegen
eine Übererfüllung der Richtlinie – im Min-
destmaß müsse sie allerdings umgesetzt
werden, um Strafzahlungen Österreichs zu
verhindern. 

Die Daten dürfen nur für die Aufklärung
von schweren Strafdaten und nur mit rich-
terlicher Genehmigung verwendet werden. 

Maier betont, dass eine restriktive Defi-
nition für „schwere Straftaten“ erforderlich
ist, da „die Richtlinie Anti-Terror-Maßnah-
men dienen soll und nicht dem Fassen von
Handtaschenräubern.“ Darüber hinausge-
hende Instrumente zur Verbrechensbe-
kämpfung, wie sie Innen- und Justizmini-
sterium verlangen, sollen nicht in das Tele-

kommunikationsgesetz „hineingepackt“
werden. Der Datenschutzrat fordert in sei-
nem Beschluss auch Informantenschutz
und Ausnahmeregelungen für bestimmte
Berufsgruppen, wie beispielsweise Journa-
listen, Seelsorger oder Ärzte.

Neuerliche Prüfung auf EU-Ebene

Die Richtlinie bereitet bereits mehreren 
EU-Mitgliedsstaaten Schwierigkeiten, da
sie unter anderem nicht mit den euro -
päischen Grundrechten in Einklang zu
bringen ist. Die Infrastrukturministerin und
der Datenschutzrat fordern daher eine
nochmalige Analyse und Bewertung durch
die EU-Kommission. Mit dem Vertrag von
Lissabon hat sich das geltende europäi-
sche Primärrecht geändert, insbesondere
durch die Europäische Grundrechte-Char-
ta, die den Schutz der Privatsphäre aus-
drücklich hervorhebt.

Der Österreichische Datenschutzrat vertritt die Auffassung, dass die EU-Richtlinie 
zur Vorratsdatenspeicherung nicht mit der Europäischen Grundrechte-Charta und dem
Telekommunikations-Geheimnis in Einklang zu bringen ist. 

Mindestumsetzung bei Vorratsdaten -
speicherung muss genügen

VERKEHR

◆

◆

„Heimat bist du größer Söhne und Töchter“ – das ist der Titel der
neuen Infokampagne des Bildungsministeriums. 

M it der Informations-
kampagne soll die

Bedeutung der Bildung für
unsere Kinder und die 
Zukunft unseres Landes
unterstrichen werden. „Die
neue Kampagne stellt die
Kinder in den Mittelpunkt
und erinnert an ihr unend-
liches Potential. Es ist un-
sere Aufgabe, dieses Po-
tential gut zu fördern“, be-
kräftigte Bildungsministe-
rin Claudia Schmied. Zahl-

reiche prominente Unterstützerinnen und Unterstützer, wie z.B.
Heinz Fischer, Mirna Jukic oder Maria Schaumayer, erinnern dar-
an, dass die Kinder von heute die großen Söhne und Töchter
von morgen sind. Mit dabei ist auch der Pop-Star Christina 
Stürmer: Sie hat der Bundeshymne ein rockigeres Gewand 
verpasst. Alle Infos zur neuen Kampagne gibt es unter
www.diebildungsreform.at. 

Kampagne für die Neue Schule

Mit dem neuen Verkehrscoaching wird erstmals eine verpflich-
tende Maßnahme bei der ersten 0,8-Promille-Übertretung ver-
ordnet.

D ie Durchführung des 
Coachings erfolgt durch

Rettungsorganisationen wie
dem ASBÖ. Sanitäter und 
Verkehrspsychologen ver-
deutlichen, welche Folgen
das alkoholisierte Lenken
nach sich ziehen kann. „Wenn
wir mehr Sicherheit im Stra-
ßenverkehr erreichen wollen,
müssen wir das Bewusstsein
schärfen, dass Alkohol am

Steuer kein Kavalierdelikt ist. Das machen wir mit den hö-
heren Strafen für Hochrisikolenker, einer großen Be-
wusstseinskampagne und durch das neue Verkehrscoa-
ching beim ersten Alko-Delikt.“ Das Coaching zielt auf die
Reflexion des Handelns ab und soll das Verantwortungs-
bewusstsein der Teilnehmer stärken.

Coaching für mehr 
Sicherheit auf den Straßen

BILDUNG

◆

Verkehrsministerin Doris 
Bures: „Es ist nicht tolerier-
bar, wenn man sein Leben
oder das anderer durch Alko-
hol am Steuer gefährdet.“ 

In jedem Kind stecken große 
Talente, die gut gefördert werden
müssen: Das ist der Grundgedan-

ke der neuen Infokampagne.

Die Verbindungsdaten werden maximal 
sechs Monate lang gespeichert und nur nach

gerichtlicher Anordnung verwendet.
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Vicky Rai, kaltblütiger Sohn des indi-
schen Innenministers und selbst ein er-
folgreicher und korrupter Unternehmer, ist
erschossen worden, und das auf dem Fest,
das er zur Feier seines Freispruchs
schmeißt. Er stand unter Mordanklage,
nachdem er das Barmädchen Ruby Gill er-
schossen hatte: Ruby Gill hatte sich ge-
weigert, ihm nach der Sperrstunde noch ei-
nen Drink zu servieren. Der Fall ist heikel,
denn die Öffentlichkeit ist empört über Vik-
ky Rais Machenschaften und Arroganz.

Sechs Personen auf der Party haben eine
Pistole und könnten ihn somit umgebracht
haben, alle sechs hatten aufgrund der aber-
witzigsten Geschichten mit Vicky Rai Kon-
takt. Warum sie ihn kannten, welche un-
glaublichen Dinge geschahen, die sie zur
Party führten, und warum sie sogar ein
Interesse an Vickys Tod haben könnten, das
erzählt Vikas Swarup dem staunenden Le-
ser auf seine unnachahmliche Weise. Ein
Feuerwerk an Ideen und ein Plot, der alle
Stückerln spielt – was will man mehr?

Zur Befriedigung seiner Gewinnansprü-
che drängt das Kapital auf eine immer un-
gleichere Verteilung des Sozialprodukts,
zuungunsten der Lohnabhängigen. Wirt-
schaftliche Stagnation und Massenarbeits-
losigkeit sind die Folgen. Gewinn ist aber
kein Selbstzweck, und die Wirtschaft ist für
die Menschen da, nicht umgekehrt. Dies
ignoriert auch die Politik. Der Staat zieht
sich aus seiner Verantwortung zurück und
überlässt die wirtschaftliche Entwicklung

den „Selbstheilungskräften des Marktes“.
Hinzu kommt noch eine krisenverschär-
fende Wirtschaftspolitik. 

Nach einer einzel- wie gesamtwirt-
schaftlichen Kritik rückt Heinz J. Bontrup,
Professor für Wirtschaftswissenschaft in
Gelsenkirchen, die Alternativen in den
Mittelpunkt. Es geht ihm um eine demo-
kratische Wirtschaft, die den allgemeinen
Wohlstand erhöht und nicht nur den Reich-
tum einer kleinen Schicht.

Eine jüdische Familie lebt vor Beginn
des Zweiten Weltkriegs in Czernowitz. Der
Sohn beginnt eine verheißungsvolle Kar-
riere als Geiger und gibt erste Solo-Kon-
zerte. Ruth besucht die Volksschule. Kurz
darauf erreicht der grausame Arm der 
Nazis auch ihr Land: Die Juden werden
unter General Antonescu ab 1941 verfolgt
und deportiert. Ihre Verschleppung führt
letztlich nach Transnistrien, doch kaum ei-
ner hält die Märsche im Winter durch. Am
Ende sind etwa 270.000 Juden tot, ver-

hungert, erfroren oder ermordet. Auch die
Familie aus Czernowitz hat nur eine Über-
lebende: Ruth. Die 11-Jährige muss das
Sterben von Vater, Bruder und Mutter mit-
ansehen und gelangt wie durch ein Wun-
der mit einer jüdischen Hilfsorganisation
nach Israel, ein Staat in Gründung, in dem
sie sich ein Leben als Krankenschwester
aufbaut. In den Jahren danach kommt
Ruth Glasberg-Gold mit ihrem Ehemann
nach Kolumbien und lebt heute mit ihren
beiden Kindern in den USA.

Vikas Swarup:
Immer wieder Gandhi.
Kiepenheuer & Witsch, 
Köln 2010;
622 S., 23,60 ¤

Heinz-J. Bontrup:
Arbeit, Kapital und Staat.
PapyRossa Verlag,
Köln 2005;
422 S., 25,50 ¤

Ruth Glasberg-Gold
Keine Zeit für Tränen
Edition Steinbauer, 
Wien 2009;
238 S., 22,50 ¤

Roman

Immer wieder Gandhi
Nach „Rupien! Rupien“, der Vorlage von „Slumdog Millionär“, er-
scheint nun der zweite Roman des indischen Erfolgsautors.

Wirtschaftstheorie

Arbeit, Kapital und Staat
Unser krisenanfälliges Wirtschaftssystem schreit nach einer de-
mokratisch organisierten Alternative, die den allgemeinen Wohl-
stand erhöht und gerechter verteilt.

Zeitgeschichte

Keine Zeit für Tränen
Der ergreifende Lebensbericht einer Zeitzeugin, die mit ihrem Buch
ein noch wenig beachtetes Kapitel des Holocaust beleuchtet.

◆

◆

◆
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Vergangene Woche läutete
die niederösterreichische
Sozialdemokratie eindruck -
s voll den Gemeinderats-
Wahlkampf 2010 ein. 

V oll bis auf den letzten Stehplatz:
So präsentierte sich der große
Festsaal der FH St. Pölten beim

Gemeinderats-Wahlkampfauftakt der
SPÖ-Niederösterreich (SPÖ-NÖ) der un-
ter dem Motto „Wir starten durch“ stand.
SPÖ-NÖ-Vorsitzender und LH-Stv. Sepp
Leitner begrüßte die rund 650 anwesen-
den Gemeindevertreter sowie zahlreiche
Interessierte und bedankte sich für die
harte Arbeit, die 2009 geleistet wurde.

Leitner kritisierte in seiner Rede vor al-
lem das Politikverständnis der ÖVP und
ihrem Parteichef Erwin Pröll in Nieder-
österreich. So hatten beispielsweise die
massiven Verluste durch Spekulationen
mit niederösterreichischen Wohnbaugel-

dern keinerlei Konsequenzen für die ver-
antwortlichen Landesräte. „Ich garantie-
re euch: Und wenn es noch Jahre dau-
ert, diese Causa, dieser Skandal wird bis
in das Letzte analysiert. Die Konsequen-
zen müssen gezogen werden! Diesen
Sumpf wird die Sozialdemokratie trocken
legen!“, so Leitner. 

Bundeskanzler und SPÖ-Parteivorsit-
zender Werner Faymann würdigte in sei-
ner Rede die wichtige Arbeit der Ge-
meindevertreter und der Bürgermeister:
Sie seien „wichtige Verantwortungsträ-
ger und Vertrauenspersonen in unserer
Gesellschaft“. 

SPÖ startet in Gemeinderats-Wahlkampf
NIEDERÖSTERREICH

Nach dem schweren Erdbeben
in Haiti schickt der Arbeiter-
Samariter-Bund Österreichs

(ASBÖ) ein fünfköpfiges Hilfsteam
in die Krisenregion. Die Einsatzgruppe
wird sich um die medizinische Versorgung
und den Wiederaufbau kümmern.

E Das Einsatzteam wird Gerhard
Kovatsch ablösen, der sich seit 16.
Jänner im Katastrophengebiet be-

findet und für die Gruppe die Lage vor
Ort erkundet hat.

„Unser Einsatzteam kann auf jahrelan-
ge Erfahrungen im Wiederaufbau zurück -
greifen und hat bereits bei der Tsunami-
Katastrophe im Jahr 2004 wertvolle Arbeit
geleistet“, sagt ASBÖ-Bundessekretär
Reinhard Hundsmüller.

Die wichtigsten Ziele sind nun die ra-
sche medizinische Versorgung der Über-
lebenden und die Vorbereitungen für ei-
nen nachhaltigen Wiederaufbau.

1,3 Millionen Euro für 
Erstversorgung 

Ingesamt stellt die Republik Österreich für
die Erstversorgung 1,3 Millionen Euro be-
reit. „Nach ersten Schätzungen hat ein
Drittel der Bevölkerung das Zuhause ver-
loren. Jetzt ist es wichtig, den Menschen
wieder Mut und Hoffnung zu geben“, sag-
te Hundsmüller. Von den 1,3 Millionen

Euro wurden von österreichischer Seite
800.000 Euro für EU-koordinierte Maß-
nahmen von Bundeskanzler Werner Fay-
mann zugesagt.

Volkshilfe organisiert 
Spendenaktion

Hilfe für die Erdbebenopfer kommt aber
nicht nur vom ASBÖ. Auch die Volkshilfe
unterstützt die haitianische Bevölkerung.
Beide Organisationen bitten um finan-
zielle Hilfe, um den Überlebenden, die
praktisch mit leeren Händen auf der Stra-
ße stehen, Nahrungsmittel, Decken, Not-
unterkünfte, Wasser und Medikamente
zur Verfügung stellen zu können.

◆

◆

SP
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Katastrophen-Hilfsteam wird nach Haiti geschickt
SAMARITERBUND ÖSTERREICH
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„Wir starten durch“ – 650 Gemeindevertreter, Bürgermeister und Interessierte eröff-
neten mit der SPÖ-NÖ den Auftakt für die Gemeinderatswahlen 2010.

Nach der Erdbebenkatastrophe auf Haiti
bitten ASBÖ und Volkshilfe um Spenden

für die Überlebenden.

Nachbar in Not, PSK 90 150 300
Volkshilfe - Solidarität leben,
PSK 1 740 400, BLZ: 60000
Kennwort HAITI

HAITI-SPENDENKONTEN
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Niessl will mit „Kraftpaket 2010“ Wirtschaft und
Arbeitsmarkt stärken

BURGENLAND

Bei familiärer Gewalt muss die Justiz für Dis-
kriminierungen und Genderfragen sensibili-
siert werden.

Weil die Messerstiche auf eine Frau mit „allgemein begreif-
licher Gemütsbewegung“ begründet wurden, fordert SPÖ-
Frauensprecherin Gisela Wurm von der Justizministerin, Fort-
bildungsprogramme für Richter und Staatsanwälte einzurich-
ten, um diese für Diskriminierungen zu sensibilisieren. Auch
Andrea Mautz, SPÖ-Bundesfrauengeschäftsführerin, fordert
die Justizministerin auf, klar Stellung zu beziehen und 

betont: „Es geht darum, Sensibilität zu
schaffen, aufzuklären und den betroffe-
nen Opfern – auch mit richterlicher
Unterstützung – echte Hilfe anzubieten.
Für Gewalt gegen Frauen darf es kein
Verständnis geben, Gewalt gegen Frau-
en darf nicht verharmlost werden.“

SPÖ FRAUEN

◆

Großes Interesse und enormer Diskussionsbedarf
prägen den Erneuerungsprozess der SPÖ-OÖ. 

Der von SPÖ-Lan-
desparteichef Josef

Ackerl initiierte Diskussionspro-
zess mit dem Titel „morgen.rot“
erfreut sich unter Parteimitglie-
dern und Freunden der sozialde-
mokratischen Bewegung großer
Beliebtheit. „Das gewaltige Po-
tential der vielen Interessierten,
ihre Ideen und Anregungen,
aber auch ihre Kritik, sind unser wertvollstes Kapital“, zeigt
sich Ackerl über die rege Teilnahme erfreut. Alle Interessier-
ten können auf www.ooe.spoe.at/morgen rot/umfrage
mitbestimmen, welchen Projekten und Themen sich die SPÖ
Oberösterreich demnächst widmen soll. Begleitend zu den 
Diskussionen und der Internetpräsenz finden auch zahlreiche
Veranstaltungen statt.

OBERÖSTERREICH
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◆

Arbeit, Wirtschaft, Bildung
und die Volksbefragung über
Eberau – das waren die
Themen der Jahres auftakt-
Klausur des burg en -
ländischen SPÖ-Landtags-

klubs. Schwerpunkt der Tagung war der
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. „Nach
dem Krisenjahr 2009 soll 2010 zum Jahr
des neuen Aufschwungs werden“, kün-
digte Landeshauptmann Hans Niessl an.

U m dieses Ziel zu erreichen, wur-
de das „Kraftpaket 2010“ ge-
schnürt. Die darin enthaltenen

Maßnahmen sollen – und zur Verstärkung 
der im Vorjahr geschnürten Konjunktur-
pakete – zusätzliche Investitionen und Im-
pulse bringen. Das Paket setzt sich aus
bereits vorbereiteten Maßnahmen sowie
neuen Aktivitäten und Förderaktionen zu-
sammen. Es reicht von der Sanierungsof-
fensive über einen Risikokapitalfonds bis
zu einem gemeinsamen Investitionspro-
gramm von Bund, Land und landesnahen
Betrieben. Mit den bisherigen „Kraft -
paketen“ wurden gute Ergebnisse erzielt,

freute sich Niessl. „2009 hat-
ten wir nach Wien den zweit-
geringsten Anstieg der Ar-
beitslosigkeit und die höch-
sten Tourismuszuwächse.“
Heuer werden das Burgen-
land und Salzburg die einzi-
gen Bundesländer mit kei-
nem weiteren Anstieg der
Arbeitslosigkeit sein, verwies
der Landeshauptmann auf
eine AMS-Prognose. Damit
diese aber Realität wird,
„müssen wir jetzt die Ärmel
hochkrempeln“, betonte
Niessl und gab die Marsch-
route vor: „Das Burgenland
soll die beste Arbeitsmarkt-
entwicklung aller Bundesländer haben
und 2010 bei der wirtschaftlichen Ent -
wicklung ,Nummer 1’ sein.“

Neue Mittelschule 
soll ausgeweitet werden

Bei der Klausur stand auch das Thema
Neue Mittelschule (NMS) auf der Tages-

ordnung. Die NMS soll weiter ausgewei-
tet und die Zahl der Standorte aufge-
stockt werden. „Die ÖVP muss ihre Blok-
kadepolitik beenden und einer Aufhe-
bung der derzeitigen 10-Prozent-Hürde
zustimmen. Dann können weitere acht
burgenländische Standorte genehmigt
werden“, betonte der Klubobmann der
SPÖ Burgenland, Christian Illedits.
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Landeshauptmann Hans Niessl und Klubobmann
Christian Illedits präsentieren das Motto der Klausur:
„Wir Burgenländer schreiben Zukunft“.

◆

Skandal-Urteil ist diskriminie-
rend und Frauen verachtend 

SPÖ mit „morgen.rot“ auf 
neuem Weg

SPÖ-Bundesfrauengeschäftsführerin
Andrea Mautz



D er österreichische Rundfunk ist
das Medienunternehmen aller
Österreicherinnen und Österrei-

cher und wird überwiegend durch deren
Gebühren finanziert. Daher ist die Teilnah-
me an der ORF-Publikumsratswahl nicht
nur die Wahrnehmung eines demokrati-
schen Rechts, sondern die aktive Mitge-
staltung der österreichischen Medienland-
schaft. Der ORF als öffentlich-rechtlicher
Rundfunk hat eine zentrale demokratie-
und gesellschaftspolitische Bedeutung, die
es zu erhalten und zu stärken gilt. 

Warum ist der Publikumsrat so wichtig?
Er ist neben der Geschäftsführung und dem
Stiftungsrat das wichtigste Entscheidungs-
gremium des ORF und vertritt die Interessen
des Publikums. Der Publikumsrat setzt sich
aus 35 Mitgliedern zusammen – sechs die-
ser Mitglieder werden von den Rundfunk-
teilnehmern direkt gewählt. Drei dieser di-
rekt gewählten Publikumsräte werden in den
Stiftungsrat entsandt. Der Publikumsrat gibt
unter anderem Empfehlungen hinsichtlich
der Programmgestaltung und für den tech-
nischen Ausbau ab. Durch die Entsendung
in den Stiftungsrat haben aber Publikumsrä-
te noch weiter reichende Kompetenzen. Der
Stiftungsrat ist unter anderem für die Be-
stellung des Generaldirektors und die Über-
wachung der Geschäftsführung, für die Ge-
nehmigung von langfristigen Plänen bei Pro-
gramm, Technik, Finanzen und Personal, die
Beschlussfassung des Programmentgelts
und die Genehmigung von Kollektivverträ-
gen zuständig. Der Publikumsrat ist daher 
ein wesentliches Gremium, das zentral die
Zukunft des ORF mitbestimmt und diese 

demokratische Mitbestimmungsmöglichkeit
der Hörer und Seher ist vorbehaltlos zu unter-
stützen.

Denn die zentrale Frage lautet: Wie stel-
len sich die Hörer und Seher ihren Rundfunk
im 21. Jahrhundert vor? Welche Wege sol-
len eingeschlagen werden? Welche Mög-
lichkeiten der Bewältigung von bevorste-
henden Herausforderungen gibt es? Der
ORF als öffentlich-rechtlicher Sender muss
seine Rolle als qualitatives Leitmedium er-
füllen. Daher ist im ORF-Gesetz auch klar
sein Versorgungsauftrag (drei nationale und
neun regionale Hörfunk- und zwei Fernseh-
programme sowie ein Online-Angebot) und
sein Programmauftrag geregelt. Im Gegen-
satz zu Privatsendern hat der ORF nicht wirt-
schaftlichen Gewinn sondern die umfassen-
de Information der Allgemeinheit über alle
wichtigen politischen, sozialen, wirtschaft-
lichen, kulturellen und sportlichen Fragen
zum Ziel. Der ORF ist der Sender aller Öster-

reicher und bietet daher auch ein breites
Programmangebot für alle Bevölkerungs-
gruppen. Und das soll auch in Zukunft so
bleiben, allfälligen Privatisierungs- und Zer-
schlagungsphantasien und Beschränkungen
des Programms sind jedenfalls Einhalt zu ge-
bieten. Ziel muss der möglichst breite und
nicht diskriminierende Zugang zu qualitativ
hochwertiger Information und Unterhaltung
für alle Bevölkerungsschichten sein, was nur
durch einen starken öffentlich-rechtlichen
Rundfunk garantiert werden kann. Zu diesem
Ziel kann durch die Beteiligung an der Wahl
zum ORF-Publikumsrat von allen Sehern und
Hörern ein wesentlicher Beitrag geleistet
werden.
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SPÖ-Klubobmann und -Mediensprecher Josef Cap sieht die Wahl zum ORF-Publi-
kumsrat als eine wichtige Chance auf aktive Mitgestaltung der österreichischen
Medienlandschaft.

Den ORF mitgestalten

◆

Von Josef Cap
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Josef Cap ist seit 1983 Nationalratsabge-
ordneter. Er ist SPÖ-Mediensprecher und
seit 2001 Klubobmann der SPÖ.
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„Der Publikumsrat ist ein 
wesent liches Gremium, das zentral
die Zukunft des ORF mitbestimmt
und diese demokratische 
Mitbestimmungsmöglichkeit der 
Hörer und Seher ist vorbehaltlos zu 
unterstützen.“

Im Gegensatz zu Privatsendern hat der ORF nicht wirtschaftlichen Gewinn, 
sondern die umfassende Information der Allgemeinheit zum Ziel.
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Montag, 25. 1.

Sicherheitskultur im Gesundheits-
wesen – Strategien zur Verbesse-
rung der Patientensicherheit

Das Karl-Renner-Institut lädt am Montag
zu einer Diskussion zu aktuellen Themen
aus dem Gesundheitsbereich mit Gesund-
heitsminister Alois Stöger und Monika
Maier, der Geschäftsführerin des Dachver-
bandes Selbsthilfe Kärnten, ein. Vorab hält
Dieter Conen, Präsident der Stiftung für Pa-
tientensicherheit in Zürich, einen spannen-
den Vortrag. Moderiert wird der Abend von
Martin Rümmele, Journalist und Experte
für Gesundheitswirtschaft. 
Information & Anmeldung: 
Karl-Renner Institut Tel. 01 – 804 65 01
Beginn: 18.00 Uhr
Urania, Dachsaal
Uraniastraße 1
1010 Wien

KulturTalk: Kultur mit Allen. 
Kulturvermittlung und 
Partizipation

Das Karl-Renner-Institut lädt herzlich zum
zweiten KulturTalk mit Bundesministerin
Claudia Schmied ein. Kulturvermittlung und
Partizipation sind zentrale kultur- und bil-
dungspolitische Zielsetzungen der Bundes-
ministerin. Über Erfahrungen, Potentiale und
Trends in diesem wichtigen Zukunftsbereich
diskutiert Schmied mit Erwin Wurm (Künst-
ler, Professor an der Uni für Angewandte
Kunst Wien), Anna Badora (Intendantin des
Schauspielhauses Graz), Claudia Egartner
(Kunstvermittlerin am Museum für moderne
Kunst Wien), Johanna Schwarz (Direktorin
der Neuen Mittelschule Mattersburg) und
Gerhard Jäger (Art Basic for Children). Die

Veranstaltung wird von Michael Wimmer
moderiert.
Information & Anmeldung: 
Karl-Renner Institut 
Tel. 01 – 804 65 01 0
Beginn: 20.00 Uhr
MuseumsQuartier, Ovalhalle
Museumsplatz 1
1070 Wien

Donnerstag, 28. 1.

Podiumsdiskussion: 
Kultur trotz(t) Krise

Die Österreichische Gesellschaft für Kultur-
politik lädt am Donnerstag zu einer Diskus-
sion über die Auswirkungen der Finanzkrise
auf Kunst und Kultur ein. Am Podium mit da-
bei sind: Andreas Mailath-Pokorny, SPÖ-
Stadtrat für Kulturangelegenheiten in Wien,
Josef Kirchberger (Präsident der Österrei-
chischen Gesellschaft für Kulturpolitik),
Klaus Hebborn (Beigeordneter für Bildung,
Kultur und Sport des Deutschen Städteta-
ges), Rubina Möhring (Journalistin, 3Sat Kul-
turzeit), Franz Schuh (Schriftsteller und Lek-
tor an der Univ. f. Angewandte Kunst) und
Norbert Sievers (Geschäftsführer der Deut-
schen Kulturpolitischen Gesellschaft).
Information: Herta Straka
Tel. 0664 830 44 48
Beginn: 18.00 Uhr
Kunsthalle Wien, 
Museumsquartier
Museumsplatz 1
1070 Wien

Vortrag von Michael Opielka

Im Rahmen der Reihe „Genial Dagegen“ von
und mit Robert Misik lädt das Bruno Kreis-
ky Forum für internationalen Dialog zum Vor-

trag von Michael Opielka (Institut für Sozial-
ökologie) unter dem Titel „Gesellschaft für
Alle – Der postsozialistische Wohlfahrts-
staat.“ 
Information & Anmeldung: 
einladung.kreiskyforum@kreisky.org
Tel. 01 318 82 60 20
Beginn: 19.00 Uhr
Bruno Kreisky Forum 
für internationalen Dialog 
Armbrustergasse 15, 1190 Wien

Samstag, 30. 1.

SPIELende Integration 

Wie bereits in der letzten Ausgabe von „SPÖ
Aktuell“ angekündigt findet am Samstag das
Spielturnier der Jungen Generation statt, das
Grenzen überwinden will. Die JG Wien
möchte Menschen mit und ohne Migrati-
onshintergrund die Möglichkeit geben, sich
kennenzulernen, sich auszutauschen und
voneinander zu lernen. Beim Turnier werden
drei Spiele, unter anderem Backgammon, 
Tabli und Schnapsen gespielt. 
Beginn: 14.30 Uhr
Restaurant Beograd
Schikanedergasse 7, 1040 Wien
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Alles zu ORF-Publikumsratswahl
online
Alle wichtigen Informationen zur ersten
Wahl des Jahres finden Sie unter 
www.orf-publikumsrat.at. Das starke
Team der SPÖ wird vorgestellt: Kurzbio-
graphien, Bereichszuständigkeit und ein
persönliches Statement von jeder Kandi-
datin und jedem Kandidaten können nach-
gelesen werden. Ausführliche Erklärungen
zu den Aufgaben und der Zusammenset-

zung des Publikumsrates und gute Grün-
de, warum man wählen sollte, sind ebenso
zugänglich wie eine detaillierte Erklärung
des Wahlvorganges. Auch Fans von Soci-
al-Network-Services wie Facebook und
Twitter werden fündig. Unser Tipp: Auf der
Homepage findet sich auch das spezielle
Wahlformular für die Wahl zum Publikums-
rat als Download. ◆
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Spanischer Ministerpräsident Zapatero besuchte
Kanzler Faymann
Jose Luis Zapatero, der spanische Amtskollege von Bundes -
kanzler Werner Faymann, war dieser Tage zu Besuch in Wien. 
Dabei durfte auch ein kurzer Stadtrundgang mit einem 
anschließenden Foto vor dem Stephansdom nicht fehlen.

Darabos schwang beim Offiziersball das Tanzbein
Verteidigungsminister Norbert Darabos glänzte vergangene Woche am Tanzparkett 

in der Hofburg: Zusammen mit seiner Gattin Irene besuchte er den 
„Ball der Offiziere“, der heuer unter dem Motto „50 Jahre Auslandseinsätze“ stand.

Wiener Neustadt will
mehr Polizisten
Wiener Neustadts 
Bürgermeister Bernhard
Müller möchte mehr
Schutz für die Bevölke-
rung und fordert daher
mehr Polizisten für die
Stadt. Die entsprechende
Unterstützungsliste mit
rund 4.000 Unterschrif-
ten wurde einem Sicher-
heitsbeauftragten des
Innenministeriums 
übergeben, da Ministerin
Fekter den Bürger -
meister nicht empfangen
wollte.
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Null Promille am Steuer – 
Niki Lauda mit an Bord

„Es wurmt mich, dass die Menschen so deppert sind,
betrunken Auto zu fahren“, meint Motorsport-Legende

Niki Lauda. Deshalb unterstützt der dreifache Formel
1-Weltmeister auch die von Verkehrsministerin Doris

Bures gestartete Kampagne gegen Alkohol am Steuer.
Niki Lauda ist ein großes Vorbild und hat große Glaub-

würdigkeit, freut sich Bures. 


